
  

 

 

     
Beantwortung der Einwohneranfrage 
EWA-23/25 – Nachfrage im Rahmen der Bürgerbeteiligungs-

satzung, als Einwohner von Cottbus, zu meiner Anfrage vom 

Dezember, Änderungen der Verpflichtungserklärung der 

Stadtverordneten 

Sehr geehrter Herr Prast, 

Ihre EWA 23/25 möchte ich wie folgt beantworten. 
Bezüglich der Verpflichtungserklärung der Stadtverordneten merken Sie 
an, dass Sie sich gewünscht hätten, dass dort das Wohl der Bürger an-
stelle das Wohl der Einwohner unserer Stadt gestanden hätte. In der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, hier in den § 11, Abs. 
1+2, finden sie die Antwort. Bürger der Gemeinde ist, wer zu den Ge-
meindewahlen wahlberechtigt ist. Einwohner der Gemeinde ist, wer in 
der Gemeinde seinen ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt hat.  
Wir Stadtverordnete sind eben auch für das Wohl der nicht wahlberech-
tigten Menschen in unserer Stadt verantwortlich, dazu zählen z.B. die 
Kinder und Jugendlichen oder nichtdeutsche Einwohner. 
 
Hinsichtlich Ihrer Anregung bezogen auf die Angestellten innerhalb der 
Stadtverwaltung Cottbus/Chóśebuz ist unter anderem auf den TVöD zu 
verweisen. Gemäß § 3 Absatz 1.1 des TVöD ist die im Rahmen des Ar-
beitsvertrages geschuldete Leistung durch die Angestellten gewissen-
haft und ordnungsgemäß auszuführen. Beschäftigte bei Arbeitgebern, 
in deren Aufgabenbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenom-
men werden, müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen. 
Ein Eid wird von den Angestellten nicht verlangt.  
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Zudem ergibt sich aus dem Arbeitsverhältnis für die Tarifbeschäftigten eine Treuepflicht gegen-
über dem Arbeitgeber, der wiederum an Recht und Gesetz gebunden ist. Im Übrigen enthält die 
Allgemeine Geschäftsanweisung Teil 1 bei der Stadt Cottbus/Chóśebuz u.a. die Regelung, dass sich 
die Beschäftigten bewusst sein müssen, dass es ihre Aufgabe ist, zum Wohle der Stadt und ihrer 
Bürger tätig zu sein. Darüber hinaus haben sie zu vermeiden, was geeignet ist, das Vertrauen in die 
Rechtschaffenheit und Sachlichkeit der Verwaltung zu erschüttern.  
Ein Verpflichtungseid für die Angestellten wird daher nicht umgesetzt.  
Demgegenüber obliegen Beamtinnen und Beamte u.a. die in § 33 Beamtenstatusgesetz (Be-
amtStG) aufgeführten Grundpflichten, wonach diese dem ganzen Volk dienen, nicht einer Partei. 
Sie haben ihre Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfüllen und ihr Amt zum Wohl der Allge-
meinheit zu führen. Verbeamtete müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren Erhaltung 
eintreten. Sie haben darüber hinaus gemäß § 38 BeamtStG, 52 II bis IV des Landesbeamtengeset-
zes ein Diensteid zu leisten. Ein darüberhinausgehender Eid wird auch diesen nicht abverlangt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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